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Angst vor einem Überwachungsstaat

vom 17.05.2007, 17:56 Uhr

Datenschutzrat warnt vor Vorratsdatenspeicherung.

Wien. Der Datenschutzrat beäugt die in Österreich geplante Vorratsdatenspeicherung, für die die
Begutachtungsfrist am 21. Mai endet, skeptisch. Nach einer Sitzung am Mittwoch wurde vor allem kritisiert, dass
selbst bei geringen Vergehen auf Informationen zugegriffen werden könne.
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Die Ratsvorsitzenden Johann Maier (SPÖ) und Harald Wögerbauer (ÖVP) betonten allerdings,

dass man die EU-Richtlinie erfüllen müsse, auch wenn man dem Gesetz ablehnend gegenüber

stehe. Die Datenschützer warnten davor, dass zu viel gespeichert werden könnte. Die Liste

sollte sich auf terroristische Delikte beschränken, die es in erster Linie zu verhindern gelte.

Vergehen wie etwa Stalking oder das Herunterladen von Musik hätten damit nichts zu tun.

Dem Grünen Mitglied Hans Zeger ist die angekündigte Erklärung des Datenschutzrates zu

wenig, weswegen er ein "Votum Separatum" ankündigte. Wenig Verständnis dafür hatte

Wögerbauer. Er meinte, Zeger hätte sich in der Sitzung nicht zu Wort gemeldet.

Kostenfrage ungeklärt

Schon im Vorjahr hatte der Rat in einem Grundsatzbeschluss die Vorratsdatenspeicherung in

Frage gestellt. Wenig sei in dieser Sache geklärt, vor allem die Kostenfrage sei ungeklärt. "Wir

haben keine Veranlassung, von unserer grundsätzlichen Haltung abzugehen", so Maier. Nun

versuche man, die Sache auf einem "niedrigstmöglichen Standard" umzusetzen. Für ein

Nichtigkeitsverfahren, wie es etwa Irland angestrebt hat, sei die Zeit in Österreichs Fall

abgelaufen.

Mit der Änderung des Telekommunikationsgesetzes will man einer EU-Richtlinie zur

Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Terrorismus genüge tun. Vorgesehen für eine

Speicherung sind Telefonate, SMS und Internetverkehr. Unklar ist derzeit, ob auch E-Mails dazu

gehören. Zumindest steht fest, dass keine Inhalte gespeichert werden, sondern nur allgemeine

Aktivitäten wie etwa das Einwählen ins Netz.
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Die geplante Novelle zum Telekommunikationsgesetz über die Speicherung von Daten auf Vorrat in Österreich schießt über das EU-Ziel hinaus, kritisiert die AK in ihrer Stellungnahme zum Gesetzesentwurf. "Der Aufwand für das Anlegen so riesiger Vorratsdatenbanken ist enorm, könnte
letztendlich die Konsumenten teuer kommen und greift zu weit in ihre Privatsphäre ein" warnt AK-Konsumentenschützerin Daniela Zimmer. Obwohl sich die EU auf schwere Delikte, z.B. Terrorismus, beschränkt, sollen laut Novelle in Österreich auch Vorratsdaten von Bürgern bei Vergehen
mit mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe von Behörden abgerufen werden können.

Gefahr

"Das birgt für unbescholtene Telekomnutzer die Gefahr, Teil behördlicher Ermittlung zu werden,
nur weil sie zufällig auf Listen als Angerufene aufscheinen", so Zimmer. Die AK verlangt eine
schonendere Umsetzung der EU-Richtlinie.

Telefon-, Mobilfunkanbieter und Internetprovider müssen Kunden-Daten sechs
Monate aufheben

Die EU-Richtlinie über die Vorratsspeicherung von Verkehrsdaten soll die Verfolgung von
Verbrechen erleichtern und muss großteils bis September 2007, für Internet- und Maildaten bis
2009 in Österreich umgesetzt werden und wird nun mit der Novelle zum
Telekommunikationsgesetz umgesetzt. Demnach müssen Telefon-, Mobilfunkanbieter und
Internetprovider künftig Daten der Kunden sechs Monate lang aufheben: also wer mit wem,
wann, wie lange telefoniert hat sowie der Standort von Handy-Anrufern und der Ursprung und
das Ziel einer Internetverbindung. Mit richterlichem Beschluss können Behörden auf die Daten
zugreifen. Die bisherige Datenschutzgarantie, dass Verkehrsdaten nach der Verbindung oder
Entgeltabrechnung sofort gelöscht werden, fällt damit.

"Der Gesetzesentwurf beschränkt sich nicht auf das von der EU vorgegebene
Minimum"

"Der Gesetzesentwurf beschränkt sich nicht auf das von der EU vorgegebene Minimum", sagt
Zimmer. Denn die Richtlinie dient ausdrücklich dem Zweck, mittels Datensammlung die
Aufklärung schwerer Straftaten, vor allem im Bereich organisierter Kriminalität und
terroristischer Akte zu erleichtern. Was darunter zu verstehen ist, überlässt sie den
Mitgliedsländern. Obwohl die Richtlinie den Anwendungsbereich damit auf besonders schwere
Delikte beschränkt, nennt der Entwurf auch die Verfolgung von bloßen Vergehen, die mit mehr
als einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind, als Zweck des Vorratspeicherns. "Dadurch werden
die Daten auch völlig unbescholtener Telekom- und Internetnutzer künftig deutlich mehr als von
der EU vorgeschlagen der Gefahr ausgesetzt, Teil behördlicher Ermittlungen zu werden, nur
weil sie zufällig auf irgendwelchen Listen als Angerufene aufscheinen", kritisiert Zimmer. Mit
Blick auf den Anlass der Richtlinie - Terrorakte in London und Madrid - sollten sich auch solche
Eingriffe in die Privatsphäre in Österreich auf wirklich schwere Straftaten beschränken.

Kosten

Die Betreiber warnen auch vor den Kosten der Einführung von Vorratsdatenbanken - Kosten, die letztlich die Konsumenten treffen. Da ohnehin zum Nachteil für Telekom- und Internetkunden bisherige Datenschutzgarantien fallen, muss mit Regeln zum Aufwandsersatz verhindert werden,
dass zusätzlich auch die Kosten auf KonsumentInnen abgewälzt werden. (red)

LinkAKNachleseGeplante Vorrats-Datenspeicherung stößt Datenschützern
sauer aufSpeicherung von Telefon- und Internetdaten geplant

NETZPOLITIK

AK übt Kritik an geplanter
Vorratsdatenspeicherung
Konsumentenschützerin Zimmer: "Das birgt für unbescholtene Telekomnutzer die Gefahr, Teil
behördlicher Ermittlung zu werden, nur weil sie zufällig auf Listen als Angerufene aufscheinen"

7 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

7 Postings Ihre Meinung zählt.

Hausdurchsuchung

Ich kann mir gut vorstellen wie das dann geht. 
Ein Kind wir entführt und die Öffentlichkeit schreit nach der Polizei. 

Mittels Rasterfahndung werden dann die Verdächtigen ermittelt. Bei den 100
Verdächtigen wird dann geschaut wen sie angerufen haben. 

Herr X wird von der Datenbank als Verdächtiger ausgespuckt. Die Polizei befragt
dann die Freunde vom Herrn X. 

"Guten Tag, Polizei. Wir ermitteln im Zusammenhang mit der Kindsentführung ... ist
ihnen am Herrn X etwas aufgefallen... bitte vertraulich behandeln..." 

Der Herr X wird keine Freunde mehr haben und sich wundern wie das gekommen ist.

21. Mai 2007, 14:56:27

Datenschutz ist für schwarz-blaurange Politiker nur dann interessant

wenn es um die anonymität korrupter Beschaffungsagenten geht, die ihre persönlichen
Daten brav ausschwärzen... 

Jaja... die Demokratie lebt von den Unterschieden (zwischen reich und previlegiert und
mittellosem Wählervieh...)

21. Mai 2007, 14:42:58

21. Mai 2007, 14:29:09
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Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  541

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  552

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Die höchsten Inzidenzen wurden in Tirol, Salzburg und Wien verzeichnet

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  131

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen

Ihr Kommentar…

Redaktion

1 1 bis 7 Alle Postings (7) neueste
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Sturmlauf gegen Datenspeicher

vom 22.05.2007, 19:20 Uhr

Österreichs Plan zur Speicherung von Handy- und Internetdaten stößt auf Kritik.

Wien. (fez) Alle, wirklich alle Daten müssen gespeichert werden. Das sieht die EU-Richtlinie zur
Vorratsdatenspeicherung vor. Egal, ob man mit einem Handy telefoniert oder eine Url in den Browser eintippt:
Jeder dieser Vorgänge wird schon bald für ein halbes Jahr registriert bleiben. Über Details der Speicherung dürfen
die EU-Mitgliedsstaaten selbst befinden. Die österreichische Lösung wird heftig kritisiert.
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Nach der ISPA, der Dachorganisation der österreichischen

Service-Provider, meldete am Dienstag auch das

Europäische Zentrum für E-Commerce und Internetrecht

Bedenken gegen die von Österreich geplante Umsetzung

der EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung an. Nach

dieser Richtlinie müssen die EU-Mitgliedstaaten

Netzbetreiber und Access Provider dazu verpflichten, in

den Bereichen Mobilfunk, Festnetztelefonie, E-Mail und

Internettelefonie flächendeckend und

verdachtsunabhängig mindestens sechs Monate lang zu

speichern, wer wann mit wem und von welchem Ort aus

kommuniziert. Die Begutachtungsfrist für die von

Österreich dazu geplante Novelle des

Telekommunikationsgesetzes ist am Montag

abgelaufen.

Der Entwurf hält sich mit einer Speicherdauer von sechs

Monaten und einer Einschränkung bei den Datenarten an

die Minimalvorgaben aus Brüssel. Bei den

Bestimmungen, wer unter welchen Bedingungen auf die Daten zugreifen darf, sieht der ISPA-

Präsident Roland Türke den Staat über die Stränge schlagen: Die verdachtsunabhängige

Speicherung von Kommunikationsdaten aller Bürger stelle einen massiven Grundrechtseingriff

dar.

Die EU-Richtlinie sieht vor, dass die Daten ausschließlich zur Verfolgung von schweren

Straftaten, insbesondere von Terrorismus und organisierter Kriminalität, verwendet werden

dürfen. Der vorliegende Entwurf spricht jedoch von "mit beträchtlicher Strafe bedrohten

Handlungen". Damit, so Türke, entspricht er nicht den Anforderungen der Richtlinie, da in dieser

Definition sogar Fahrlässigkeitsdelikte inkludiert wären.

"Es müsste viel mehr darauf geachtet werden, dass die Eingriffe in die Grundrechte so gering

wie möglich gehalten werden. Zudem muss an die Schwere der Straftat hohe Anforderungen

gestellt werden - zumindest 3 Jahre Strafandrohung - und der Zugriff auf die Daten sollte nur

aufgrund eines schriftlichen Beschlusses eines Strafrichters erfolgen", fordert Türke.

Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht sieht das ähnlich: Österreichs

geplante Vorratsdatenspeicherung weise "ein beträchtliches Eingriffspotenzial" auf, "das aus

grundrechtlichen Erwägungen höchst problematisch ist. Der österreichische Gesetzgeber sollte

daher bei der Umsetzung der Richtlinie mit großer Zurückhaltung verfahren", raten die

europäischen Experten. Außerdem enthalte die geplante Novelle keinerlei Regelung darüber, wer

die Kosten für die Vorratsdatenspeicherung tragen soll.

Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht verweist auch darauf, dass eine

derartige flächendeckende verdachtsunabhängige Überwachung der gesamten Bevölkerung

einen "schwerwiegenden Eingriff in das Grundrecht auf Privatsphäre im Sinne der

Europäischen Menschenrechtskonvention" darstelle. Ein solcher Eingriff könne nur dann

gerechtfertigt sein, wenn die gewählte Maßnahme überhaupt geeignet sei, dem öffentlichen

Interesse der Verfolgung von "schweren Straftaten" zu dienen.

Tatsächlich gebe es jedoch zahlreiche Möglichkeiten die Vorratsdatenspeicherung zu

umgehen, z. B. durch die Verwendung von Wertkarten-Handys. Mitglieder krimineller bzw.

terroristischer Organisationen würden sich der Vorratsdatenspeicherung daher leicht entziehen

können, weshalb tatsächlich nur jene Personen von der Überwachung betroffen wären, die

eigentlich gar nicht Ziel der Überwachung seien.

Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht bezeichnet sich selbst als "größte

europäische Plattform für Rechtssicherheit im E-Commerce und Mobile Business". Es steht

unter der Leitung des Wiener Zivilrechtlers Wolfgang Zankl, hat seinen Sitz in Wien sowie

Niederlassungen in London, Leipzig, Prag, Budapest und Brüssel.

Switches in einem Rack: Wer mit wem wann
Kontakt aufnimmt, müssen sich die Provider
ein halbes Jahr lang merken. - © Parkis
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FAYMANN WILL NACH HEFTIGER KRITIK DEN GESETZESENTWURF NOCH ÜBERPRÜFEN

Überwachungsgesetz: Kommt Entschärfung?

vom 23.05.2007, 17:09 Uhr

Verkehrsdaten von Handy und Internet werden gespeichert.

Schwerer Eingriff in die Grundrechte.

Wien. Der Aufruhr um die bevorstehende Datenspeicherung bei Telefonaten und E-Mails ist weiterhin groß.
Anlässlich der sich häufenden Kritik - unter anderem auch von Wirtschaftskammer und Arbeiterkammer - ruderte
Verkehrsminister Werner Faymann gestern, Mittwoch, zurück. Er kündigte an, den Gesetzesentwurf zur Änderung
des Telekommunikationsgesetzes noch einmal zu überprüfen.

Empfehlen   0 Teilen       mit Bild   ohne Bild  


Die Begutachtungsfrist für die Gesetzesänderung ist am Montag ausgelaufen, nun werden die

Stellungnahmen evaluiert.

Sowohl Faymann als auch die Justizministerin Maria Berger betonen, dass man mit dem

Gesetz nur die "Mindestnorm" der EU erfüllen möchte.

Terrorismusbekämpfung

Die Änderung sieht vor, dass Netzbetreiber flächendeckend und verdachtsunabhängig sechs

Monate lang speichern müssen, wer mit wem wann und von welchem Ort aus telefoniert. Der

Inhalt des Gesprächs wird nicht gespeichert.

Der Zweck dahinter: Wird jemand einer Straftat verdächtigt, sollen die Sicherheitsbehörden zur

Verfolgung des Delikts auf die gespeicherten Daten zugreifen können.

Grund für die Gesetzesänderung ist die EU-Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung von

Telefonaten und E-Mails, die nun ins nationale Recht umzusetzen ist. Ihr Ziel ist eigentlich die

Terrorismusbekämpfung. Hans Zeger, Mitglied des Datenschutzrates, hält wie so viele andere

Kritiker der Richtlinie die vorgesehen Mittel zur Erfüllung des Zwecks für nicht geeignet.

Terroristen würden sich nämlich schnell auf die Maßnahmen einstellen und Tricks finden, um

nicht erwischt zu werden.

Die Richtlinie würde also nur Kleinkriminelle und solche Delinquenten treffen, die aus

mangelndem Unrechtsbewusstsein heraus unvorsichtig handeln.

Unverhältnismäßigkeit

Auch die Unverhältnismäßigkeit der Richtlinie wird von Datenschützern scharf kritisiert.

Schließlich erlaubt die Richtlinie Eingriffe in das Recht auf Achtung des Privat- und

Familienlebens - ein Grundrecht, das in der Europäischen Menschenrechtskonvention verankert

ist. "Für einen solchen staatlichen Eingriff bedarf es einer Rechtfertigung", mahnt Christian

Schmaus vom Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte. Ein Eingriff sei nur bei

"Vorliegen von Verdachtsmomenten zulässig".

Abgesehen von der Richtlinie ärgern sich Datenschützer über die österreichische Umsetzung,

die nach ihrer Meinung weit über das Ziel hinaus schießt.

Denn der Kreis der Delikte, bei dem die gespeicherten Daten herausgegeben werden müssen, ist

mit einem niedrigen Strafniveau weit gesteckt. Die Polizei kann dann auf die Daten zugreifen,

wenn es um eine Straftat geht, die mit einer mehr als einer einjährigen Freiheitsstrafe bedroht

ist. Darunter fallen unter anderem Amtsmissbrauch, Stalking, und diverse

Fahrlässigkeitsdelikte.

Christine Stockhammer, die Sprecherin des Justizministeriums, versucht zu beruhigen: "Es wird

nicht alles gescreent und überwacht", stellt sie im Gespräch mit der "Wiener Zeitung" klar. Die

Daten werden lediglich gespeichert, ein Zugriff darauf ist nur mit richterlichem Beschluss

möglich.

Anwälte übergangen

Kritik an dem Gesetz wollten eigentlich auch die heimischen Rechtsanwälte üben. Doch "uns ist

Stephanie
DirnbacherS
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Eine sechsmonatige Speicherung von Telefon- und Internetdaten sieht eine Novelle zum Telekommunikationsgesetz vor, die derzeit in Begutachtung ist. Demnach müssen Telefon- und Mobilfunkanbieter sowie Internetprovider künftig sämtliche Kommunikationsaktivitäten (Telefon, E-Mail,
SMS) ihrer Kunden protokollieren und für "ermächtigte Behörden" bereithalten. Mit dieser "Vorratsdatenspeicherung" werden zwar keine Inhalte von Gesprächen erfasst, wohl aber wer wann mit wem und von welchem Ort aus kommuniziert. Gleiches gilt für E-Mails: Internetprovider haben zu
speichern, wann wer mit welcher IP-Adresse im Internet aktiv war.

Genehmigung

Bisher durften diese Informationen nur mittels einer richterlich genehmigten Überwachung bei
konkretem Verdacht erhoben werden, nun sollen sie verdachtsunabhängig auf Vorrat
gespeichert werden können. Damit soll eine EU-Richtlinie umgesetzt und die Bekämpfung der
organisierten Kriminalität sowie die Ausforschung von Terror-Verdächtigen erleichtert werden.

Möglichkeiten

Laut Gesetzesentwurf soll damit die Möglichkeit geschaffen werden, "die beträchtlichen
technischen Fortschritte im Bereich der elektronischen Kommunikation im Rahmen der
Ermittlung, Feststellung und Verfolgung von Straftaten, insbesondere der organisierten
Kriminalität, zu nutzen". Deshalb sollen Telekommunikationsbetreiber dazu verpflichtet werden,
"Verkehrs- und Standortdaten, die beim Erbringen von Kommunikationsdiensten erzeugt oder
verarbeitet werden, für Zwecke der Strafverfolgung zu speichern. Dies soll den
Strafverfolgungsbehörden nach Maßgabe einer gerichtlichen Anordnung bzw. Bewilligung den
nachträglichen Zugriff auf Daten ermöglichen, um über die Art, Zeitpunkt, Dauer, Ausgangs- und
Endpunkt einer Telekommunikationsverbindung Kenntnis zu erlangen."

Dammbruch

Der liberale Abgeordnete Alexander Zach, der auf einem SPÖ-Ticket im Parlament sitzt, sieht darin einen "grundrechtspolitischen Dammbruch", der nicht zuletzt auch die Unabhängigkeit der Medien massiv einschränkt. Er will nun Berufsgruppen und Organisationen dafür sensibilisieren und
hat deshalb u.a. an rund 100 Journalisten Briefe geschrieben. "Die Unschuldsvermutung gilt nicht mehr, jeder ist potenzieller Verbrecher. Die gesamte Bevölkerung wird präventiv überwacht und bürgerliche Freiheiten werden einem vermeintlichen Mehr an Sicherheit geopfert. Das neue
Gesetz kennt keine Ausnahmen für Berufsgruppen wie Ärzte, Rechtsanwälte, Kirchenvertreter oder Journalisten", heißt es darin. (APA)

NETZPOLITIK

Speicherung von Telefon- und
Internetdaten geplant
Vorratsdatenspeicher- ung - Novelle zum Telekommunikations- gesetz in Begutachtung - LIF:
"Grundrechts- politischer Dammbruch"

173 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

173 Postings Ihre Meinung zählt.

Eines schönen...

...nicht allzufernen Tages wird dann die Installation von Kameras und Mikrofonen in
jedem Haushalt - zur Terrorprävention, wohlgemerkt - stattfinden. Dann haben wirs
endlich geschafft: der Horror von George Orwells 1984 ist leicht verspätet, schleichend
doch noch wahr geworden. Der Mensch scheint eine ihm innewohnende Triebfeder zu
haben sich seine Umwelt zur Hölle umzubauen - vorher ruht er nicht.

Harald Nowak 3 17. Mai 2007, 15:39:28

Datenschutzgesetz

Wie sieht das eigentlich dann mit einer Auskunft oder Löschung nach dem
Datenschutzgesetz aus? 

Die Verbindungsdaten sind ja definitiv personenbezogen. Also sollten die davon
betroffenen Personen Auskunft nach dem DSG einholen dürfen und sogar die
Löschung dieser Daten verlangen können. Die Daten werden ja auch nicht für
Verrechnungszwecke benötigt. 

Des mach ma dann einfach jedes Jahr bei jedem Provider. Des wird lustig. :-)

Alexander Forst-Rakoczy 14. Mai 2007, 20:27:11

gute idee

mach ich auch... 

die formulare findet ihr unter: 

http://www2.argedaten.at/php/cms_mo…STERBRIEFE

15. Mai 2007, 11:56:55

CORONAVIRUS  1.088

Türkis-Grün hat sich mit der SPÖ auf ein Anreiz- und Belohnungssystem geeinigt. Bei der Lotterie soll jede Teilimpfung eine Chance auf einen 500-Euro-Gutschein sein. 400 Millionen Euro sind für Gemeinden mit hoher Impfrate vorgesehen. Die "Abwicklung" über ORF ist
noch nicht fixiert.

Regierung schüttet über Impflotterie bis zu eine Milliarde Euro aus

JAHRESBILANZ  201

Der US-Präsident zog nach einem Jahr erstmals Bilanz. Dabei ging es vor allem um den Konflikt mit Russland – seine Aussagen dazu sorgten für Verwirrung

Verwirrung über Ukraine-Position nach Bidens Pressekonferenz

CORONA-KRISE  192

Mehr als 400.000 Österreicher sind in Quarantäne. Unternehmen gehen Mitarbeiter aus. Schulen wollen Engpässe mit Studierenden und pensionierten Lehrkräften abfedern

Angst vor Personalengpässen wegen Quarantäne: "Es brennt an allen Ecken und Enden"

KATHARINA KÖRBER-RISAK  110

Die Regierung hat sich der Angst vor dem politischen Gegner ergeben. Jetzt muss der Staat ganz hinter seiner Entscheidung stehen und bei den Sanktionen härter auftreten, als es der Entwurf derzeit vorsieht

KOMMENTAR DER ANDEREN

Letzte Waffe Impfpflicht

Ihr Kommentar…

Redaktion

1 1 bis 25 Alle Postings (173) neueste
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Der Datenschutzrat beäugt die in Österreich geplante Vorratsdatenspeicherung skeptisch. Nach einer Sitzung am Mittwoch wurde vor allem kritisiert, dass selbst bei geringen Vergehen auf Informationen zugegriffen werden könne. Die Vorsitzenden Johann Maier und Harald Wögerbauer
betonten allerdings, dass man die EU-Richtlinie erfüllen müsse, auch wenn man dem Gesetz ablehnend gegenüber stehe.

"Das Herunterladen von Musik hat mit Terrorismus, den man damit eigentlich
bekämpfen wolle, nichts zu tun"

Delikte wie das "illegale" Herunterladen von Musik etwa hätte mit Terrorismus, den man damit
eigentlich bekämpfen wolle, nichts zu tun, sagen die Datenschützer. Der Wunsch lautet, sich
auf terroristische Delikte zu beschränken. Dem Grünen Mitglied Hans Zeger ist die
angekündigte Erklärung des Datenschutzrates zu wenig, weswegen er ein "Votum Separatum"
ankündigte. Wenig Verständnis dafür brachte Wögerbauer auf, er meinte, Zeger hätte sich
während der Sitzung nicht zu Wort gemeldet. Für Maier ist es eine "sehr tiefgehende
Diskussion" gewesen.

"Wir haben keine Veranlassung, von dieser grundsätzlichen Haltung abzugehen"

In einem Grundsatzbeschluss 2006 hatte der Datenschutzrat die Vorrats-Datenspeicherung
ohnehin schon in Frage gestellt. Wenig sei in dieser Sache geklärt, vor allem über die Kosten
liege man noch im Dunklen. "Wir haben keine Veranlassung, von dieser grundsätzlichen
Haltung abzugehen", so Maier. Nun strebe man die Umsetzung auf "niedrigstmöglichen
Standard" an. Für ein Nichtigkeitsverfahren, wie es etwa Irland angestrebt hat, sei die Zeit für
Österreich abgelaufen.

Am 21. Mai endet die Begutachtungsfrist dafür

Mit der Änderung des Telekommunikationsgesetzes will man einer EU-Richtlinie genüge tun,
die die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des Terrorismus erleichtern soll.
Vorgesehen für eine Speicherung sind Telefonate, SMS und der Internetverkehr. Am 21. Mai
endet die Begutachtungsfrist dafür.

"Der ganze Komplex ist noch offen"

Für Verwirrung sorgt auch die Definition der Internet-Aktivitäten im Entwurf. "Der ganze Komplex ist noch offen", meinte Zeger. So werde etwa noch diskutiert, ob neben der Internet-Telefonie auch E-Mails betroffen sein werden. Klar ist zumindest, dass mit der Vorrats-Datenspeicherung keine
Inhalte erfasst werden, sondern lediglich allgemeine Aktivitäten wie etwa das Einwählen ins Netz. Diskutiert wird noch, ob man auch das Ansurfen der Seiten selbst speichern werde.(APA)

LinkArge Daten

Nachlese

Speicherung von Telefon- und Internetdaten geplant

NETZPOLITIK

Geplante Vorrats-Datenspeicherung
stößt Datenschützern sauer auf
"Das Herunterladen von Musik hat mit Terrorismus, den man damit eigentlich bekämpfen wolle,
nichts zu tun"

83 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

83 Postings Ihre Meinung zählt.

damit überschreitet putin eine grenze

dieser undemokratische einfluss gehört ein für allemal unterbunden! 

ebenso wie vorratsverhaftungen!

20. Mai 2007, 18:55:07

Rechtsprobleme der Richtlinie 2006/24/EG, Dr. Patrick Breyer

http://tinyurl.com/38a34x

19. Mai 2007, 22:20:39

18. Mai 2007, 02:53:36

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  843

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  542

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  553

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  136

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen

Ihr Kommentar…

Redaktion

1 1 bis 25 Alle Postings (83) neueste
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Datenschützer warnen weiter vor der Umsetzung der EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung. So meinte der SPÖ-Konsumentenschutzsprecher und stellvertretende Vorsitzende des Datenschutzrates (DSR), Johann Maier, am Montag via Aussendung, diese stehe im Widerspruch zum
Europäischen Datenschutzrecht. Ähnlich sah es die Arbeiterkammer (AK) , für sie schießt die geplante Novelle zum Telekommunikationsgesetz über das EU-Ziel hinaus.

Enorm

"Der Aufwand für das Anlegen so riesiger Vorratsdatenbanken ist enorm, könnte letztendlich die
Konsumenten teuer kommen und greift zu weit in ihre Privatsphäre ein", warnte AK-
Konsumentenschützerin Daniela Zimmer. Obwohl sich die EU auf schwere Delikte wie
Terrorismus beschränke, sei in Österreich auch das Abrufen von Daten bei Vergehen mit mehr
als einem Jahr Freiheitsstrafe geplant. "Das birgt für unbescholtene Telekom-Nutzer die
Gefahr, Teil behördlicher Ermittlung zu werden, nur weil sie zufällig auf Listen als Angerufene
aufscheinen", so Zimmer. Die AK verlangt eine schonendere Umsetzung der EU-Richtlinie.

Zwei Mal einstimmig abgelehnt

Maier verwies darauf, dass der DSR eine Vorratsspeicherung zwei Mal einstimmig abgelehnt habe. Die vorliegende Richtlinie sei außerdem verfassungsrechtlich bedenklich, da sie unverhältnismäßig in die persönliche Privatsphäre eingreife und den gemeinschaftlichen
Datenschutzvorschriften widerspreche. "Niemand konnte bisher belegen, dass die Vorratsspeicherung von Daten tatsächlich der Terrorbekämpfung dient. Diese flächendeckend anlasslose Vorratsspeicherung von Daten ist keine Lösung gegen Terror und Verbrechen", so Maier.(APA)

LinkArbeiterkammer (AK)NachleseGeplante Vorrats-Datenspeicherung stößt
Datenschützern sauer auf

NETZPOLITIK

Experten warnen weiter vor geplanter
Vorratsdatenspeicherung
Datenschutzrat sieht Widerspruch zu europäischem Recht - Arbeiterkammer: "Schießt übers
EU-Ziel hinaus"

5 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

5 Postings Ihre Meinung zählt.

Ist das auch ein Gesetz, für das wir dem Gorbach danken müssen ? Nach der Farce
mit den Briefkästen, Tempo 160 ... 

Würde mich halt interessieren :-/

Castello Sforzesca 22. Mai 2007, 10:57:56 1  0

Falscher Titel

Die VDS ist nicht geplant, sondern schon beschlossen worden.

22. Mai 2007, 10:39:53

Aufgewacht?

In Deutschland ist die online-Überwachung (eifrig vorangetrieben von einem
paranoiden Innenminister) seit Jahren ein Thema für viele — leider nicht genug (der
Spiegel hält sich erstaunlich bedeckt, und ohne den läuft hier puncto öffentliche
Meinung nicht viel). Aber es gibt sogar gelegentlich online-Aktivitäten wie z.B.
http://www.vorratsdatenspeicherung.…iew/69/55/ 

Aber was soll das Losschreien jetzt, mehr als ein Jahr nach dem definitiven EU-
Beschluß?

Bumbu 14 21. Mai 2007, 21:04:21

ich glaubs nicht,

da werden doch nicht ein paar politiker endlich wach geworden sein ????? 

hoffentlich bleibts nicht nur beim rumschreien, sondern wird auch wirklich was dagegen
unternommen

21. Mai 2007, 19:57:01

Wer was dagegen hat kann auf freenet.at Politikern dies mitteilen (sogar mit
vorgefertigtem Text). 

Bis zum 21. Mai (heute) ist dies möglich, soweit ich weiß.

21. Mai 2007, 17:01:11 0  1

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  843

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  542

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  553

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  137

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen

Ihr Kommentar…
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Wien - Verkehrsminister Werner Faymann reagiert nun auf die Kritik von Datenschützern, Arbeiterkammer und Wirtschaftskammer an den Plänen zur sogenannten "Vorratsdatenspeicherung" und will seinen Gesetzesentwurf noch einmal überprüfen. Konkret will sich Faymann ansehen, wie
die anderen EU-Länder in dieser Causa vorgehen. Datenschützer hatten kritisiert, dass der Gesetzesentwurf, der die Speicherung von Verbindungsdaten bei Telefongesprächen und E-Mails für sechs Monate vorsieht, über die entsprechenden EU-Vorgaben hinausgeht.

Mindestnorm

Letzteres möchte Faymann verhindern, wie er am Mittwoch vor dem Ministerrat sagte: "Ich bin
der Meinung, es sollte eigentlich die Mindestnorm erfüllt werden", betonte der Minister.
"Vorzugsschüler in die andere Richtung (also über die EU-Vorgaben hinausgehend, Anm.)
wollen wir nicht sein."

Kostenersatz für die Telekom-Unternehmen

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass beispielsweise bei Telefongesprächen bis zu sechs Jahre lang gespeichert wird, wer wann mit wem von wo aus telefoniert hat. Ähnliche Daten sollen auch für E-Mail, Chat und Internetnachrichten erfasst werden. Nicht gespeichert werden sollen zwar die
Gesprächsinhalte, Datenschützer sowie Arbeiterkammer und Wirtschaftskammer kritisieren jedoch, dass der österreichische Entwurf über die EU-Vorgaben hinaus geht, weil die Herausgabe der Daten an die Sicherheitsbehörden schon zur Verfolgung von Fahrlässigkeitsdelikten und nicht
erst für die Verfolgung von schweren, mit mehrjährigen Haftstrafen bedrohten Verbrechen erfolgen soll. Die Wirtschaft fordert außerdem einen Kostenersatz für die Telekom-Unternehmen, die die Verbindungsdaten erfassen und bei Bedarf an die Sicherheitsbehörden übermitteln müssen.
(APA)

INLAND

Vorratsdatenspeicherung: Faymann
kündigt Evaluierung an
Verkehrsminister reagiert auf Kritik der Datenschützer - Will nur EU-"Mindestnorm" umsetzen

9 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

9 Postings Ihre Meinung zählt.

Jetzt fehlen nur noch

die immer wiederkehrenden Blödheiten wie:Wer nichts zu verbergen hat....

28. Mai 2007, 14:49:35

Wenn er nur EU-Recht umsetzen will, ist sein Ministerium unnötig!

Soviel analysiere ich aus den vorliegenden Daten! ;-)

28. Mai 2007, 06:00:59

VDS technisch überhaup durchführbar?

Ich erinnere mich, in der Zeitschrift CT gelesen zu haben, daß womöglich die
geforderten VDS z.b. in Deutschland technisch ohnehin überhaupt nicht durchführbar
sei. Es würden Waggonladungen von Datenträgern anfallen, die man in das
zuständige Ministerium karren müßte. Ist an der Behauptung was dran?? 
MFG 
Franz47

26. Mai 2007, 21:56:59

Wollen

wir das? Wollen die Österreicher, daß all ihre Kommunikationsdaten gespeichert
werden? Ich jedenfalls nicht, prinzipiell nicht. Herr Faymann, wollen sie das?

24. Mai 2007, 09:27:44

Das ist eine EU Richtlinie

da gehts gar nicht mehr um den Faymann

25. Mai 2007, 12:16:59

Auch diese Hascherln werden noch lernen, dass Desinfo zur Verzweiflung
führt!

1 €urocent in der Buchhaltung Fehlbetrag macht Tagelange Arbeit. 

Wie das bei den persönlichen Daten geht, kann man sich gut vorstellen. 

Übrigens, meine Oma trifft meine Tante hat mir einer aus einem Hotspot gemailt. Was
meint der damit? 

Ein wunderbares Bild aus dem Louvre ist auch dabei. Ich trage es zum Untersuchen,
muss etwas mit Steganographie zu tun haben ;-)

24. Mai 2007, 06:38:24

23. Mai 2007, 22:41:08

CORONAVIRUS  1.115

Türkis-Grün hat sich mit der SPÖ auf ein Anreiz- und Belohnungssystem geeinigt. Bei der Lotterie soll jede Teilimpfung eine Chance auf einen 500-Euro-Gutschein sein. 400 Millionen Euro sind für Gemeinden mit hoher Impfrate vorgesehen. Die "Abwicklung" über ORF ist
noch nicht fixiert.

Regierung schüttet über Impflotterie bis zu eine Milliarde Euro aus

JAHRESBILANZ  205

Der US-Präsident zog nach einem Jahr erstmals Bilanz. Dabei ging es vor allem um den Konflikt mit Russland – seine Aussagen dazu sorgten für Verwirrung

Verwirrung über Ukraine-Position nach Bidens Pressekonferenz

CORONA-KRISE  198

Mehr als 400.000 Österreicher sind in Quarantäne. Unternehmen gehen Mitarbeiter aus. Schulen wollen Engpässe mit Studierenden und pensionierten Lehrkräften abfedern

Angst vor Personalengpässen wegen Quarantäne: "Es brennt an allen Ecken und Enden"

KATHARINA KÖRBER-RISAK  115

Die Regierung hat sich der Angst vor dem politischen Gegner ergeben. Jetzt muss der Staat ganz hinter seiner Entscheidung stehen und bei den Sanktionen härter auftreten, als es der Entwurf derzeit vorsieht

KOMMENTAR DER ANDEREN

Letzte Waffe Impfpflicht

Ihr Kommentar…

Redaktion
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Der Wunsch von Innenminister Günther Platter nach einer Verschärfung der geplanten Vorratsdatenspeicherung stößt dem Koalitionspartner auf. Johann Maier, stellvertretender Vorsitzender des Datenschutzrates und SPÖ-Abgeordneter, nannte den Vorschlag in einer Aussendung am
Donnerstag "sachlich nicht nachvollziehbar". Dieser gehe in Richtung Überwachungsstaat und müsse mit allem Nachdruck abgelehnt werden.

"Platter und seine Beamten dürften übersehen haben, dass diese Richtlinie unter
dem Eindruck des 11. Septembers geschaffen wurde."

Maier kritisierte, dass die Forderung des Innenministers mit dem Zweck der eigentlich umzusetzenden EU-Richtlinie nichts zu tun habe. "Platter und seine Beamten dürften übersehen haben, dass diese Richtlinie unter dem Eindruck des 11. Septembers geschaffen wurde." Dies sei
ausschließlich zur Bekämpfung des Terrors und der organisierten Kriminalität gedacht, "nicht zur allgemeinen Kriminalitätsbekämpfung", so Maier weiter. Ein derartiges Gesetz würde außerdem massiv der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und der EU-Grundrechtscharta
widersprechen.(APA)

NachleseInnenministerium will schärfere Vorratsdatenspeicherung

NETZPOLITIK

Vorratsdatenspeicherung: SPÖ gegen
Verschärfung
"Sachlich nicht nachvollziehbar"

18 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

18 Postings Ihre Meinung zählt.

Ich habe nichts dagegen wenn man Technik gegen Kriminelle einsetzt. 
Allerdings geht es mir mit der Datensammlerei via Handy, Internet und Kameras
langsam zu weit. 
Sogar in den Flugzeugsitzen will man unter dem Deckmantel der Terrorabwehr, in der
Zukunft Mikrofone und Kameras installieren. 
Auch diverse Suchmaschinen und Softwareproduzenten werden unerträglich neugierig
und sammeln Daten von Internetsurfern. 
Die Bürgerrechte werden immer mehr reduziert. 
Sorry aber das finde ich nicht mehr in Ordnung und Notfalls verzichte ich eben auf
Technik so gut es geht.

31. Mai 2007, 12:02:47

tja,

es wird einem immer schmackhafter gemacht, auf die telekommunikation via fetnetz
und mobilfunk zu verzichten. 

die überbezahlten idioten an der populismusfront drängen damit maximal all jene in die
verschlüsselte ip-kommunikation, denen es bislang eh schon wurscht war, ob sie
überwacht o. gerastert wurden. 

bravo. klatsch. klatsch. 

das ergebnis der vds wird sein, dass die dummen noch einfacher erwischt werden und
die schlauen noch einfacher in der größer werdenden masse untertauchen...

29. Mai 2007, 12:22:04

SPÖ gegen Vorratsdatenspeicherung, dass wäre eine

schöne Schlagzeile gewesen. Und dann bitte nicht umfallen, ja! Aber so, ists nur
Volksverwirrung. 

Liebe SPÖ, Terroristen (wo sans denn auf einmal alle hin?) san eh ned so blöd, unter
ihrem echten Namen von Zuhause ihre krummen Dinger zu machen. Ich befürcht, Ihr
wollt das eigentlich nur das Volk überwachen, seids wenigstens so ehrlich.....

28. Mai 2007, 18:37:02

Wird schon umfallen, da bin ich sicher!

Gerade die SPÖ weiß von Hr. Edlinger, wie gefährlich Daten auf Festplatten sein
können. 

Nur warum die ÖVP so erpicht darauf ist verstehe ich nicht. 

Nick Knatterton-ich kombiniere: Es gehen nicht alle beichten? 

Die Politik ist ein Kabaret und das Forum erst recht.

28. Mai 2007, 10:28:56

Bürger! Wo ist dein Handy?

Wer ein Handy in der Tasche hat, kann geortet werden. 
Die Ortungsdaten können gespeichert werden und somit kann man auch im nachhinein
feststellen wo jemand wann war. 90% der Verbrecher liessen sich so ermitteln. 

26. Mai 2007, 08:53:00

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  845

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  543

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  556

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  143

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen

Ihr Kommentar…

Redaktion
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Innenminister Günther Platter

Die geplante Vorratsdatenspeicherung sorgt weiter für Aufregung. Während Datenschützern die geplante Speicherung von Verbindungsdaten bei Telefongesprächen, Email und Internet für mindestens sechs Monate viel zu weit geht, verlangt das Innenministerium nun sogar noch eine
weitere Verschärfung. In seiner Stellungnahme im Rahmen des Begutachtungsverfahrens fordert das Ressort von Günther Platter eine Ausdehnung der Mindestspeicherdauer auf ein Jahr. Das Finanzministerium beklagt die fehlende Kostenschätzung und der Datenschutzrat bekräftigt seine
Kritik.

Dringend

Vom Innenministerium wird "dringend angeregt", die Mindestdauer der Datenspeicherung auf
"zumindest ein Jahr auszudehnen". Dies sei "für die kriminalpolizeiliche Arbeit unabdingbar".
Begründet wird dies vor allem damit, dass im Bereich der organisierten Kriminalität und der
Bekämpfung terroristischer Netzwerke mitunter erst nach einiger Zeit die internationale
Dimension und die jeweilige Vernetzung des Falles in bestimmte andere Staaten erkennbar
sei. Bis zur Abklärung dieser Vernetzung könne es mitunter einige Monate dauern. Wenn dann
die sechs Monate bereits vergangen wären, stünden keine Vorratsdaten mehr zur Verfügung.

"Erforderlich und sinnvoll"

Weiters kritisiert das Innenministerium, dass es durch die geplante Regelung den Betreibern
freigestellt würde, ob sie auch bei erfolglosen Anrufversuchen ein Speicherung der Daten
vornehmen oder nicht. Aus kriminalpolizeilicher Sicht sei aber auch bei erfolglosen
Anrufversuchen eine Datenspeicherung "erforderlich und sinnvoll".

Finanzministerium beklagt fehlende Kostenschätzung

Vorerst keine Zustimmung zum Gesetzesentwurf kann das Finanzministerium erteilen, weil
nicht ausgeschlossen werden kann, dass es für die Telekommunikationsbetreiber zu
Mehrkosten kommen könnte. Die Höhe dieser Mehrkosten sei nicht vorhersehbar. Es sei davon
auszugehen, dass die Betreiber vom Bund zumindest teilweise einen Ersatz dafür fordern
werden. Die drohenden Mehraufwendungen für den Bund könnten "in keinerlei Hinsicht
abgeschätzt werden".

Mehr Kritik

Seine Kritik bekräftigt hat auch der Datenschutzrat. Er verweist in seiner Stellungnahme darauf,
dass die anlasslose, verdachtsunabhängige Speicherung des Telekommunikationsverhaltens
der Gesamtbevölkerung, unabhängig von der Speicherdauer, Fragen der Verhältnismäßigkeit
und der Vereinbarkeit mit den Europäischen Menschenrechten aufwerfe. Der Datenschutzrat
ruft dazu auf, bei der Ausübung des Gestaltungsspielraumes bei der Umsetzung der
entsprechenden EU-Richtlinie den datenschutzrechtlichen Grundsätzen der Zweckbindung
sowie der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen. Er ersucht, die Daten ausschließlich zum
Zweck der Ermittlung, Feststellung und Verfolgung schwerer Strafdaten zu speichern.

"votum separatum"

Für den Grünen Vertreter im Datenschutzrat, Hans Zeger, ist diese Stellungnahme nicht
ausreichend, er hat daher ein "votum separatum" abgegeben. Zeger sieht in dem
Gesetzesentwurf einen "weit überschießenden Versuch der umfassenden Aushöhlung der
Persönlichkeitsrechte der Bürger". Der Gesetzesentwurf benutze die Terrorismusbekämpfung
als Vorwand zur Totalüberwachung und stelle unbescholtene Bürger unter einen unzulässigen
Pauschalverdacht. Zudem wären die geplanten Bestimmungen für die organisierte Kriminalität
leicht umgehbar.

Reaktion

Verkehrsminister Werner Faymann hatte bereits am Mittwoch auf die Kritik reagiert und angekündigt, seinen Gesetzesentwurf noch einmal zu überprüfen. Konkret will sich Faymann ansehen, wie die anderen EU-Länder in dieser Causa vorgehen.(APA)

NachleseVorratsdatenspeicherung: Verkehrsminister Faymann reagiert auf
Kritik der DatenschützerGeplante Vorrats-Datenspeicherung stößt
Datenschützern sauer auf

NETZPOLITIK

Innenministerium will schärfere
Vorratsdatenspeicherung
Finanzministerium beklagt fehlende Kostenschätzung - Kritik des Datenschutzrates

40 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

40 Postings Ihre Meinung zählt.

Begehr nach mehr Sicherheit hätte ich auch!

Eine Software die alle gebuchten Auszahlungen der Staatskasse tract schriebe ich
gratis. 

Damit könnten alle Bürger die Empfänger bei Namen und Zahlungszweck abfragen.
Da es sich um legale Zahlungen handelt wäre diese Sicherheit, Verschwendung findet
nich statt, sehr wichtig. 

2. Juni 2007, 10:53:02

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  850

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  545

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  557

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  147

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen

Ihr Kommentar…
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Verkehrsminister Werner Faymann reagiert nun auf die Kritik von Datenschützern, Arbeiterkammer und Wirtschaftskammer an den Plänen zur sogenannten "Vorratsdatenspeicherung" und will seinen Gesetzesentwurf noch einmal überprüfen. Konkret will sich Faymann ansehen, wie die
anderen EU-Länder in dieser Causa vorgehen. Datenschützer hatten kritisiert, dass der Gesetzesentwurf, der die Speicherung von Verbindungsdaten bei Telefongesprächen und E-Mails für sechs Monate vorsieht, über die entsprechenden EU-Vorgaben hinausgeht.

"Ich bin der Meinung, es sollte eigentlich die Mindestnorm erfüllt werden"

Letzteres möchte Faymann verhindern, wie er am Mittwoch vor dem Ministerrat sagte: "Ich bin
der Meinung, es sollte eigentlich die Mindestnorm erfüllt werden", betonte der Minister.
"Vorzugsschüler in die andere Richtung (also über die EU-Vorgaben hinausgehend, Anm.)
wollen wir nicht sein."

Sechs Jahre

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass beispielsweise bei Telefongesprächen bis zu sechs Jahre lang gespeichert wird, wer wann mit wem von wo aus telefoniert hat. Ähnliche Daten sollen auch für E-Mail, Chat und Internetnachrichten erfasst werden. Nicht gespeichert werden sollen zwar die
Gesprächsinhalte, Datenschützer sowie Arbeiterkammer und Wirtschaftskammer kritisieren jedoch, dass der österreichische Entwurf über die EU-Vorgaben hinaus geht, weil die Herausgabe der Daten an die Sicherheitsbehörden schon zur Verfolgung von Fahrlässigkeitsdelikten und nicht
erst für die Verfolgung von schweren, mit mehrjährigen Haftstrafen bedrohten Verbrechen erfolgen soll. Die Wirtschaft fordert außerdem einen Kostenersatz für die Telekom-Unternehmen, die die Verbindungsdaten erfassen und bei Bedarf an die Sicherheitsbehörden übermitteln müssen.
(APA)

NachleseVorratsdatenspeicherung: Wirtschaftskammer fordert Entschärfung

NETZPOLITIK

Vorratsdatenspeicherung:
Verkehrsminister Faymann reagiert auf
Kritik der Datenschützer
Evaluierung angekündigt - Verkehrsminister reagiert auf Kritik der Datenschützer - Will nur EU-
"Mindestnorm" umsetzen

34 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

34 Postings Ihre Meinung zählt.

Wo liegt das Problem?

Jede Datensatzübergabe mit 10000€ besteuern. Der Finanzminister würde sich
freuen, und Datenweitegabe bei Bagatellen gäbe es auch nicht mehr, ganz einfach
weil es sich nicht mehr rentieren würde.

24. Mai 2007, 08:21:10 1 0

zahlungen der bund an bund machen ca. nullsaldo

in strafverfahren werden sachen/daten einfach in beschlag genommen bzw.
eingezogen. da gibt es keine gebührentrichtung. 

Nachtsonne 3 28. Mai 2007, 13:09:34

In der Verwaltung geht es aber nicht um Rentabilität, sondern um Bedarfsdeckung.

24. Mai 2007, 09:40:48

Gestapo HQ wo?

Und wo bringen wir dann das Gestapo HQ unter? Wo dann die Leute verschwinden
die nicht nach Regierungslinie leben. Hatten wir doch schon einige Male in der
Geschichte, sogar in der oesterreichischen ...

bin Ausgewandert 1 24. Mai 2007, 06:32:11

"Nicht gespeichert werden sollen zwar die Gesprächsinhalte,"

na, das ist doch mal nett von denen...oder fehlts derzeit einfach nur noch an der

23. Mai 2007, 17:35:08 0 2
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In vielen Ländern stehen derzeit Gesetzesvorlagen zur Umsetzung der EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung zur Diskussion. Unter der Überschrift "Terrorismusbekämpfung" sollen schon bald die diversen Service-Provider zur monatelangen Aufbewahrung aller Verbindungsdaten der
eigenen KundInnen gezwungen werden: So lässt sich auf Behördenwunsch auch nachträglich genau feststellen, wer mit wem telefoniert hat, und wann man mit welcher Adresse im Internet aktiv war.

Big Brother

Angesichts dessen, wie "sorgfältig" schon jetzt mit solchen Informationen umgegangen wird,
ein Horrorszenario für DatenschützerInnen: Jeder könne so kinderleicht ins Visier der
FahnderInnen kommen.

Fehlende Fakten

Wie schnell das gehen kann - und welche Konsequenzen sich daraus ergeben können - zeigt
ein aktuelles Beispiel, von dem das Online-Magazin >Telepolis berichtet: So kam es im
Zusammenhang mit den Razzien gegen GegnerInnen des kommenden G8-Gipfels in
Heiligendamm offenbar zu Hausdurchsuchungen auf äußerst dünner Faktenbasis.

Antirassismus als Verdachtsmoment

Im konkreten Fall eines Aktivisten der antirassistischen Gruppe Fels reichte dabei offenbar
schon die Kombination seines politischen Engagements mit einer Google-Suche, um für einen
Besuch der StaatschützerInnen zu sorgen. Einziger konkreter Hinweis: Der junge Mann habe
sich im Internet nach der Firma Dussmann erkundigt, ein Unternehmen, auf das im März ein
Brandanschlag verübt wurde.

Kombination

Fragwürdig dabei auch die Art, wie die Behörden überhaupt an diese Information kamen:
Anscheinend wurde der Internetzugang des Aktivisten überwacht, konkrete Details darüber, wie
diese Spionage vorgenommen wurde, sind derzeit allerdings noch unbekannt. Die Worte
"Rassismus" und "Migration", die im Bekennerschreiben vorkamen, scheinen die ErmittlerInnen
aber zur Gruppe Fels geführt zu haben, die sich mit dieser Thematik befasst.

DNS-Probe

Die Konsequenzen dieser Aktion: Eine vorübergehende Festnahme, die Abnahme einer DNA-Probe, sowie die Beschlagnahme zahlreicher privater Gegenstände durch die Behörden, darunter der private Computer und diverse CDs. Ebenfalls im Interesse der FahnderInnen: Ein
Bewerbungsschreiben für einen Job beim Kaffeeröster Tchibo, schließlich hat es auch auf das Auto eines Tchibo-Vorstandes schon einmal (im Dezember 2005) einen Anschlag gegeben... (apo)

Zum Thema:Sonderseite zum G-8-Gipfel auf derStandard.at/Politik

NETZPOLITIK

Google + antirassistische Tätigkeit =
Hausdurchsuchung + DNA-Abnahme
Zweifelhafte Begründung für Razzien der deutschen Behörden gegen G8-GegnerInnen -
Vorratsdatenspeicher- ung der nächste Überwachungsschritt

ICH  DER STANDARD
Ist Ihnen freier Zugang zu Qualitätsjournalismus etwas
wert?

An error has occurred
{{terminalError}}

176 Postings

Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:

176 Postings Ihre Meinung zählt.

derStandard

Da derStandard meine Seite besucht hat auf welcher das Wort "Migration" vorkommt
ist mir derStandard sehr mysteriös und überhaupt habe ich zu befürchten das ein
Terror Anschlag auf mich geplant ist... 
Zum glück bin ich nicht auf den Kopf gefallen und habe sofort eine "DNS Probe"
gemacht wie es die Deutschen Kriminalbeamten praktizieren *fg*. 

23. Mai 2007, 11:03:37 0 1
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Bedenken gegen Datenspeicherung

vom 05.06.2007, 18:38 Uhr | Update: 05.06.2007, 19:51 Uhr

Liberales Forum und Experten gegen Umsetzung

Wien. Gegen die geplante Vorratsdatenspeicherung hat sich in Österreich eine Allianz aus dem Liberalen Forum,
der Arge Daten und dem Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte gebildet. Der liberale Abgeordnete
Alexander Zach, der auf einem SPÖ-Ticket im Parlament sitzt, wies darauf hin, dass es bei "derart gravierenden
Eingriffen" in die Privatsphäre keine "Husch-Pfusch-Aktionen" geben könne.
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Wien. Gegen die geplante Vorratsdatenspeicherung hat sich in Österreich eine Allianz aus dem

Liberalen Forum, der Arge Daten und dem Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte

gebildet. Der liberale Abgeordnete Alexander Zach, der auf einem SPÖ-Ticket im Parlament

sitzt, wies darauf hin, dass es bei "derart gravierenden Eingriffen" in die Privatsphäre keine

"Husch-Pfusch-Aktionen" geben könne.

Seiner Meinung nach ist die EU-Richtlinie als Maßnahme zu mehr Sicherheit ungeeignet; sie

"schießt am Ziel vorbei". Der Entwurf sieht vor, Verbindungsdaten bei Telefongesprächen, E-

mail und Internet für mindestens sechs Monate zu speichern.

Hannes Tretter vom Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte betonte die grundrechtliche

Dimension der umstrittenen Maßnahme - und sprach von einem Paradigmenwechsel hin zu

einer "generellen verdachtsmäßigen Speicherung von Daten". Denn bisher konnte nur bei

konkretem Tatverdacht auf die entsprechenden Daten zugegriffen werden.

Auch Hans Zeger von der ARGE Daten kritisierte die Richtlinie. Die Auswirkungen seien

überhaupt nicht absehbar, "jeder wäre grundsätzlich verdächtig." Ebenso seien die

organisatorischen Folgen schwer absehbar. So gehe die Telekom Austria davon aus, dass sie

die Umsetzung dieser Maßnahmen 4,5 Millionen Euro kosten würde.
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Wien - Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht hat die von Österreich geplante Umsetzung der EU-Richtlinie zur so genannten Vorratsdatenspeicherung als "bedenklich" qualifiziert. Nach dieser Richtlinie müssen die EU-Mitgliedstaaten Netzbetreiber und Access
Provider dazu verpflichten, in den Bereichen Mobilfunk, Festnetztelefonie, E-Mail und Internettelefonie flächendeckend und verdachtsunabhängig sechs Monate lang zu speichern, wer wann mit wem und von welchem Ort aus kommuniziert. Die Begutachtungsfrist für die von Österreich dazu
geplante Novelle des Telekommunikationsgesetzes ist am gestrigen Montag ausgelaufen.

"Beträchtliches Eingriffspotenzial"

Für das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht weist die in Österreich
geplante Vorratsdatenspeicherung "ein beträchtliches Eingriffspotenzial" auf, "das aus
grundrechtlichen Erwägungen höchst problematisch ist. Der österreichische Gesetzgeber
sollte daher bei der Umsetzung der Richtlinie mit großer Zurückhaltung verfahren", raten die
europäischen Experten.

Problematisch ist für sie auch, dass der Entwurf "schwere Straftaten", zu deren Verfolgung die
Vorratsdatenspeicherung erfolgen soll, als gerichtlich strafbare Handlungen, die mit mehr als
einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind, definiert. Davon seien aber grundsätzlich auch
Fahrlässigkeitsdelikte erfasst und die Auswertung der Daten würden keinem allgemeinen
Richtervorbehalt unterliegen. Außerdem enthalte der Entwurf keinerlei Regelung über die
Tragung der durch die Vorratsdatenspeicherung entstehenden Kosten. Dies stehe jedoch im
Widerspruch zu den vom Verfassungsgerichtshof entwickelten Grundsätzen der
Kostentragung im Zusammenhang mit der Überwachung der Telekommunikation.

"Schwerwiegender Eingriff in das Grundrecht auf Privatsphäre"

Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht verweist auch darauf, dass eine
derartige flächendeckende verdachtsunabhängige Überwachung der gesamten Bevölkerung
einen "schwerwiegenden Eingriff in das Grundrecht auf Privatsphäre im Sinne der
Europäischen Menschenrechtskonvention" darstelle. Ein solcher Eingriff könne nur dann
gerechtfertigt sein, wenn die gewählte Maßnahme überhaupt geeignet sei, dem öffentlichen
Interesse der Verfolgung von "schweren Straftaten" zu dienen. Tatsächlich gebe es jedoch
zahlreiche Möglichkeiten die Vorratsdatenspeicherung zu umgehen, z. B. durch die
Verwendung von Wertkarten-Handys. Mitglieder krimineller bzw. terroristischer Organisationen
würden sich der Vorratsdatenspeicherung daher leicht entziehen können, weshalb tatsächlich
nur jene Personen von der Überwachung betroffen wären, die eigentlich gar nicht Ziel der
Überwachung seien.

Das Europäische Zentrum für e-commerce und Internetrecht bezeichnet sich selbst als "größte europäische Plattform für Rechtssicherheit im E-Commerce und Mobile Business". Es steht unter der Leitung des Wiener Zivilrechtlers Wolfgang Zankl, hat seinen Sitz in Wien sowie
Niederlassungen in London, Leipzig, Prag, Budapest und Brüssel. (APA)

E U

Vorratsdatenspeicherung: Kritik von
europäischen Experten
Europäisches Zentrum für e-commerce und Internetrecht hält geplante Umsetzung der EU-
Richtlinie für "bedenklich"
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Nochmals, auch wenn es nervt!

Eine ganz generelle Gendatenbank von Geburt weg diskriminiert niemanden. 

Damit wäre den anständigsten wie den korruptesten Politikern Rechnung getragen.
Alles andere ist entbehrlich und wäre verbotener Eingriff in Individualrechte. 

Der Staat ist nicht sich selbst genug - er hat dem Bürger zu nutzen. 

Weil ich diesen Vorschlage schon heftig angefeindet bekam, sollte im Lichte der
Erkenntnis nun besonnener argumentiert werden. 

Gendaten haben auch viele gute Seiten. Unfall, Security und nicht zu unterschätzen:
Gaunereinen vorbeugend. Wer getraut sich noch eine Schuppe wo zurückzulassen! 

Natürlich gibt es auch Missbrauch. Ich verweise auf die Idee des Dokumenters -
jederzeit ein Alibi. 

27. Mai 2007, 18:00:28

Richtig, eine Gendatenbank selbst diskriminiert noch niemanden. Die Befürchtung
ist jedoch, dass Arbeitsplatz, Versicherungsleistungen oder Heirat künftig von
heimlichen Gentests abhängen können, wenn das Material einmal zur Verfügung
steht. MfG.

29. Mai 2007, 17:41:28

Heimlich geht immer.

Man kann das so halten wie Amerika, wer später bei Schwindelangaben erwischt
wird, wird wieder ausgewiesen. 

Firmen oder wer immer sich auf solche Daten stützt kann einpacken, wäre ein
Vorschlag!

29. Mai 2007, 18:00:24

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  855

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  548

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  558

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  156

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen
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Gegen die geplante Vorratsdatenspeicherung hat sich eine Allianz aus dem Liberalen Forum, der Arge Daten und dem Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte gebildet. Der liberale Abgeordnete Alexander Zach, der auf einem SPÖ-Ticket im Parlament sitzt, meinte bei einer
Pressekonferenz am Dienstag, auch Infrastrukturminister Werner Faymann (S) sei mit der Umsetzung der Richtlinie nicht ganz glücklich.

Gravierende Eingriffe

Dies ginge aus der Beantwortung einer von ihm an den Infrastrukturminister gerichteten
Anfrage hervor, so Zach. Im Zusammenhang mit derart gravierenden Eingriffen in die
Privatsphäre dürfe es keine "Husch-Pfusch-Aktionen" geben. Seiner Meinung nach ist die EU-
Richtlinie als Maßnahme zu mehr Sicherheit ungeeignet, sie "schießt am Ziel vorbei".
Gleichzeitig richtete er einen Appell an die Regierung, nicht bloß zu einem "Erfüllungsgehilfen
von Brüssel" zu werden, sondern selbstbewusst die Interessen Österreichs zu vertreten. "Wir
sind keine Verwaltungsumsetzer der Europäischen Union", so Zach.

Grundrechtliche Dimension

Hannes Tretter vom Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte betonte die grundrechtliche
Dimension der umstrittenen Maßnahme, die eigentlich der Bekämpfung von organisierter
Kriminalität und Terrorismus dienen solle. Er sprach von einem Paradigmenwechsel hin zu
einer "generellen verdachtsmäßigen Speicherung von Daten". So konnte bisher nur bei
konkretem Tatverdacht auf die entsprechenden Daten zugegriffen werden. Das werde sich mit
Umsetzung der EU-Richtlinie nun ändern.

"Feigenblatt-Aktion"

Tretter bezeichnete die Richtlinie als "Feigenblatt-Aktion" der europäischen Sicherheitspolitik.
Bedenken äußerte er ausdrücklich in Hinblick auf missbräuchliche Verwendung der Daten. Die
Datenschutzkommission könne eine Kontrolle nicht gewährleisten, sie sei vollkommen
ausgelastet. "Es gibt hier nicht einmal die Ressourcen, stichprobenartig Kontrollen
durchzuführen", so Tretter.

Kritik von der ARGE Daten

Auch Hans Zeger von der ARGE Daten kritisierte die Richtlinie. Die Auswirkungen seien überhaupt nicht absehbar, "jeder wäre grundsätzlich verdächtig." Vor allem auch die organisatorischen Auswirkungen seien sehr schwer absehbar. So gehe die Telekom Austria davon aus, dass sie die
Umsetzung dieser Maßnahmen 4,5 Mio. Euro kosten würde. "Außerdem gibt es Studien, welche die Gesamtkosten der Vorratsdatenspeicherung mit einem dreistelligen Millionen-Betrag beziffern", so Zeger. In diesem Zusammenhang hatte auch Finanzminister Wilhelm Molterer (V) bereits
Bedenken geäußert, da zu erwarten wäre, dass Unternehmen sich auf Grund der hohen Kosten an der Republik Österreich schadlos halten würden.(APA)

Zum ThemaRechteverwerter wollen schärfere Vorratsdatenspeicherung

NETZPOLITIK

Vorratsdatenspeicherung: Neue Allianz
sieht Bedenken Faymanns
LIF und Experten gegen Umsetzung - Zach: "Husch-Pfusch-Aktion"
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"Sicherheit" als Vorwand

"Sicherheit" und "Terrorismus" sind Vorwand zur Kontrolle aller Bürger und zur
Einschränkung verfassungsmäßiger Rechte. 

Unter dem Vorwand der "Sicherheit" werden Milliarden vergeudet. 

Erfolgreich haben Bin Laden und Co es geschafft, sich die Politiker der entwickelten
Länder zu Erfüllungsgehilfen zu machen. 

Die Mehrzahl der Bürger lässt sich den Unfug einreden und hat die Hosen voll. 

Wer hat in der Geschichte mehr Menschen umgebracht, gefoltert, bespitzelt,
unterdrückt - Teroristen oder legitimierte Regierungen???? 

Beide sind in ihre Schranken zu weisen! 

Der Eid auf die Verfassung ist bindend.

4freedom 10 6. Juni 2007, 16:12:51

Ganszr richtigkeit!

Buerger muesen underdruekt werden. Herrschaften machen selbstlerjustisz und
feuerchten bestrafft zu werde am herrschaftenlichen ende. 

Viel Lumpen in chefigsesselplaz. Internet seh ich macht leute klüger nicht Herrschler.

7. Juni 2007, 10:08:37

wenn die herrn politiker...

die interessen des volkes nicht(schon lange nicht mehr!)vertreten gibt es ja ein
probates mittel,sie mores zu lehren und das heisst WAHLRECHT !aber 
viele ÖSTERREICHISCHE DORFTROTTELN sind ja noch immer der meinung:waun
ma des wossa bis zum hois steht wö i imma nu den söbn.dem ist ja nichts hinzu 
zu fügen,ODER ?aufwachen leute...

6. Juni 2007, 01:08:32

CORONAVIRUS  1.174

Türkis-Grün hat sich mit der SPÖ auf ein Anreiz- und Belohnungssystem geeinigt. Bei der Lotterie soll jede Teilimpfung eine Chance auf einen 500-Euro-Gutschein sein. 400 Millionen Euro sind für Gemeinden mit hoher Impfrate vorgesehen. Die "Abwicklung" über ORF ist
noch nicht fixiert.

Regierung schüttet über Impflotterie bis zu eine Milliarde Euro aus

JAHRESBILANZ  212

Der US-Präsident zog nach einem Jahr erstmals Bilanz. Dabei ging es vor allem um den Konflikt mit Russland – seine Aussagen dazu sorgten für Verwirrung

Verwirrung über Ukraine-Position nach Bidens Pressekonferenz

CORONA-KRISE  199

Mehr als 400.000 Österreicher sind in Quarantäne. Unternehmen gehen Mitarbeiter aus. Schulen wollen Engpässe mit Studierenden und pensionierten Lehrkräften abfedern

Angst vor Personalengpässen wegen Quarantäne: "Es brennt an allen Ecken und Enden"

UMFRAGENAFFÄRE  334

Die Meinungsforscherin Sabine B. fragte Tiervergleiche in einer Studie zur "Wirtschafts- und Budgetpolitik" ab, berichtet die "Presse"

Finanzministerium ließ fragen, welches Tier Sebastian Kurz wäre

Ihr Kommentar…
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Die Piratenpartei Österreich kündigte in einer Aussendung eine Demonstration zur geplanten Vorratsdatenspeicherung an. Unter dem Motto " Freiheit statt Angst " wird am 7. Juni 2007 eine Demonstration gegen die Vorratsdatenspeicherung veranstaltet, so die Aussendung. Treffpunkt ist um
19 Uhr bei der Uni Wien.

"Unsere Grundrechte sind in Gefahr!"

In der Aussendung der Piratenpartei heißt es weiter: "Mit der Vorratsdatenspeicherung stellen die EU und der Staat jeden Bürger unter Generalverdacht. Privates und unbeobachtetes Telefonieren, Kommunikation über E-Mail und Internetsurfen wird nach aktueller Planung schon sehr bald
nicht mehr möglich sein. Zunehmend wird klar, dass die immer breitere Überwachung der gesamten Bevölkerung die Arbeit von Beratungsstellen wie Seelsorge ebenso wie die Möglichkeit zum unbefangenen demokrati- schen Engagement stark beschränkt. "Weiters sehen wir die Rechte
von Berufsständen wie Journalisten und Ärzten auf wackeligen Beinen, deren Tätigkeit Vertraulichkeit und anonyme Kommunikation erfordert. Was passiert, wenn beispielsweise ein Reporter seine Quellen nicht mehr schützen kann?", so Florian Hufsky, Sprecher der Piratenpartei
Österreich. Es liegt nun an uns, ein klares Zeichen gegen diesen rasanten Kurs in Richtung Überwachungsstaat zu setzen".(red)

LinksPiratenpartei ÖsterreichAufruf zur Demo Freiheit statt Angst

NETZPOLITIK

Piratenpartei ruft zu Demo gegen
Vorratsdatenspeicherung auf
Am 7. Juni um 19 Uhr wird vor der Wiener Universität losmarschiert, so die österreichischen
"Piraten"

ICH  DER STANDARD
Ihr Beitrag für die Zukunft des Qualitätsjournalismus
DER STANDARD feiert seine 10.000 Ausgabe und ist stolz auf das Vertrauen einer

Leserschaft, die hohe Ansprüche an eine gründliche und umfassende Berichterstattung stellt.

Seit mehr als drei Jahrzehnten werden im STANDARD die Ereignisse des Tages eingeordnet,

Hintergründe recherchiert und komplexe Zusammenhänge erklärt – ab 1995 auch als erstes

Onlinemedium im deutschsprachigen Raum. Seit der Gründung des STANDARD 1988 haben

An error has occurred
{{terminalError}}
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Wir empfehlen folgende Artikel zum Weiterlesen:
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Art youtube video zur Demo

goin withe METAflow 
http://www.youtube.com/watch?v=rIJZR9wBQ54

9. Juni 2007, 16:18:15

Liste von Fotos und Videos

Unter http://commons.wikimedia.org/wiki/U…an_Prischl - Wikinews-Artikel kommt
übers Wochenende.

Florian Prischl Florian Prischl 8. Juni 2007, 00:44:23 0 1

Wenn ich mir die letzten hundert Jahre europäischer Geschichte anschaue,
fallen mir viele gute Gründe ein, warum ich diese Bespitzelung ablehne.

Das 3. Reich, man stelle sich vor was die Gestapo aus solchen Daten gemacht hätte!
Oder die Stasi in der DDR, oder die Securitate Rumäniens, ... 
Alles noch gar nicht sooo lange her...und wer weiß in welche Richtung das Pendel der
Geschichte schwingt... 
Außerdem die Daten liegen dann bei den diversen Dienstanbietern herum nicht in
einem Hochsicherheitsspeicher u. die Auswertung dieser Daten ist vorzüglich
geeignet für Finanz und Wirtschaftspionage, aber auch für Werbung, Marketing,
Analyse soziologischer u. politischer Zusammenhänge in der Gesellschaft, die Liste
unerwünschter Anwendungen der Datenanalysen ist ewig lang!

7. Juni 2007, 10:56:19 0 1

RATSCHLÄGE VON EXPERTEN  856

Wer 1988, im ersten Erscheinungsjahr des STANDARD, Geld anlegte, freut sich jetzt über satte Renditen. Immobilien, Gold, Krypto: Wo würde sich eine Investition heute lohnen?

Wie man 10.000 Euro am besten investiert

UKRAINE-KONFLIKT  548

Viele Russen unterstützen Wladimir Putin nach der Chaos-Erfahrung der 90er-Jahre. Dieser wiederum sieht die Ukraine als Gefahr für die eigene Macht

ANALYSE

Untergegangenes Imperium: Russlands Traum von alter Größe

NEUINFEKTIONEN  558

Die Sieben-Tage-Inzidenz in sämtlichen Bundesländern ist mittlerweile über 1.000. Laut Ages wurden für den gestrigen Freitag 25.103 Neuinfektionen gemeldet.

Corona-Zahlen: Fortwährende Datenprobleme, weit mehr als 20.000 Neuinfektionen

CORONA-PANDEMIE  159

Der Belag auf Intensivstationen dürfte jedoch nur langsam steigen. Ein vierter Stich sei derzeit nicht nötig

Gecko fürchtet hohen Anstieg an Covid-Fällen und Hospitalisierungen
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Meistgelesene Artikel

 Schnellauswahl Corona Innenpolitik Ausland Economist Kultur Chronik Wien Sport Lifestyle Podcast ALC

Vorratsdatenspeicherung vertagt
26.06.2007 um 19:04

von Hedwig Schuss

a

 Speichern

 Drucken

Der erste Österreichische IT-Rechtstag bot eine höchst kontroversielle Diskussion über die geplante umfassende Speicherung von
Telekom-Daten.

WIEN. „Wenn man den Heuhaufen vergrößert, vergrößert man damit nicht die Chancen, die Nadel zu finden.“ Für Kurt Einzinger, Geschäftsführer der Internet Service

Providers Austria, brächte die geplante Vorratsdatenspeicherung genau so eine Situation: ein Mehr an Daten, aber damit keine erhöhte Wahrscheinlichkeit, Verbrechen zu

bekämpfen. Davon ist Einzinger überzeugt.

Die Vorratsdatenspeicherung erfolgt in Umsetzung einer EU-Richtlinie, die vor dem Hintergrund der Terroranschläge in Madrid und London beschlossen wurde. Die

Vorgabe muss großteils bis 15. September 2007 umgesetzt werden, nur im Bereich der Kommunikation via Internet bleibt bis 15. März 2009 Zeit. Nachdem es 90 sehr

kontroversielle Stellungnahmen zum Entwurf einer Novelle gegeben hat, heißt es jetzt aus dem Büro des zuständigen Ministers Werner Faymann, dass bis Herbst eine neue

Novelle erarbeitet werden soll. „Wir wollen nicht die Musterschüler sein, sondern die geringste Variante umsetzen“, erklärt der zuständige Referent im Ministerium.

Unter „Vorratsdatenspeicherung“ versteht man die Aufzeichnung aller per Telefon, SMS oder E-Mail zustande gekommenen Kommunikationsverbindungen für sechs

Monate. Auf Vorrat registriert wird lediglich, wer wie lange mit wem kommuniziert hat, aber kein Inhalt. Damit soll es möglich werden, auch nachträglich die Kontakte einer

Person oder eines Unternehmens zu analysieren und offen zu legen.

Dem Datenschutzrat geht das zu weit, wie Waltraut Kotschy beim ersten Österreichischen IT-Rechtstag betonte, den der Forschungsverein „Infolaw“ vorige Woche in Wien

veranstaltet hat. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip sei keineswegs gewahrt, wenn man aus einer Auskunftspflicht eine Pflicht zur Speicherung von Daten ableite. Derzeit sei

die Speicherung dieser Verkehrsdaten nur dann legitim, soweit sie entweder für die Herstellung einer Verbindung oder für Zwecke der Verrechnung notwendig sei.

Der auf IT-Recht spezialisierte Anwalt Reinhard Schanda hingegen versteht die Aufregung nicht ganz. Es gebe kein Grundrecht auf Anonymität. Wer in Tauschbörsen

kommuniziere, mache schon allein dadurch seine Daten öffentlich. Und Datenschutz dürfe nicht der Verschleierung von Kriminalität dienen.

Darin war Schanda sich mit Franz Medwenitsch, dem Geschäftsführer des Verbands der österreichischen Musikwirtschaft, einig, der das Urheberrecht in Opposition zum

Datenschutz sieht. Wenn es so weit komme, dass die Leute sich auf den Datenschutz stützten mit der Begründung, sie wollen in aller Ruhe das Urheberrecht verletzen,

„dann kann man gleich aufhören, einen legalen Online-Musikmarkt aufzubauen“.

Im Publikum waren Zuhörer empört, dass man unter dem Vorwand der Terrorbekämpfung vielfach nur Jugendliche, die rechtswidrig Musik downloaden, mit dieser Novelle

erwischen werde, dafür aber der Datenschutz aller Kommunizierenden verletzt werde. Und wer wirklich etwas zu verbergen habe, der werde sich beispielsweise mit Hilfe

eines Internet-Providers außerhalb der EU der Aufzeichnung seiner Daten entziehen. Schmidbauer schwant Böses, wenn hunderte private Provider sensible Daten

speichern: „Dass diese Daten missbraucht werden, darauf können sie Gift nehmen“, sagt Schmidbauer. „Nur gelöschte Daten sind gute Daten.“

WAS KOMMT

Eine EU-Richtlinie zwingt Österreich, Verkehrs- und Standortdaten der Kommunikation in öffentlich zugänglichen Netzen für mindestens sechs Monate auf Vorrat

zu speichern. Nicht erfasst sind Inhalte der Kommunikation.

("Die Presse", Print-Ausgabe, 27.06.2007)
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